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Umlegungsverfahren „Wohngebiet am Schlagfeldweg“
Bekanntmachung gemäß § 69 Abs. 1 BauGB

Der Umlegungsplan für das „Wohngebiet 
am Schlagfeldweg“ wurde mit Beschluss 
des Umlegungsausschusses der Stadt 
Bamberg am 07. August 2025 aufgestellt.

Gem. § 69 Abs. 1 BauGB kann der Umle-
gungsplan - Umlegungskarte und Umle-
gungsverzeichnis - für das „Wohngebiet 
am Schlagfeldweg“ bei der Geschäfts-
stelle des Umlegungsausschusses, 
Dienstgebäude Michelsberg 10, Zi.Nr. 
128, Bamberg von Montag bis Freitag 
während der allgemeinen Dienststunden 
eingesehen werden. Um eine vorherige 
telefonische Terminvereinbarung unter 

0951-87 2313 wird gebeten.

Den Umlegungsplan kann gem. § 69 Abs. 
2 BauGB jeder einsehen, der ein berech-
tigtes Interesse darlegt. Den am Umle-
gungsverfahren Beteiligten wird gemäß 
§ 70 Abs. 1 BauGB ein ihre Rechte betref-
fender Auszug aus dem Umlegungsplan 
zugestellt.

Die Bekanntmachung der Stadt Bam-
berg vom 15.01.2020 – Rathaus-Journal 
Nr. 2 vom 24.01.2020 - über die Einleitung 
der Umlegung enthält die Aufforderung 
zur Anmeldung von Rechten. Gemäß § 48 

Abs. 2 BauGB ist die Frist zur Anmeldung 
von Rechten mit dem Tag des Beschlus-
ses über die Aufstellung des Umlegungs-
planes abgelaufen.

Bamberg, den 28. August 2025

Jonas Glüsenkamp
Zweiter Bürgermeister und
Vorsitzender des Umlegungsausschusses

Flurneuordnung und Dorferneuerung Tütschengereuth
Gemeinde Bischberg, Landkreis Bamberg
Neuwahl der ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder und ihrer Stellvertreter  
(§ 21 Abs. 3 des Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG -, Art. 4 Abs. 3 Satz 1, 2 und 5 Abs. 
4 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes - AGFlurbG -)

Bekanntmachung und Ladung
Die Eigentümer der zum Verfahrensge-
biet Tütschengereuth gehörenden Grund-
stücke und die ihnen gleichstehenden 
Erbbauberechtigten werden hiermit zur 
Teilnehmerversammlung geladen. 
Diese findet unter der Leitung des Amtes 
für Ländliche Entwicklung Oberfranken 
statt am:
Donnerstag, 16.10.2025, um 19:00 Uhr,
Ort: Dorfgemeinschaftshaus Tütschen-
gereuth, Walsdorfer Straße 1, 96120 
Bischberg.

Tagesordnung
1.	 Aktueller Stand zum Verfahren 
2.	 Erläuterung der Aufgaben des Vor-

standes der Teilnehmergemeinschaft 

und des Wahlverfahrens
3.	 Neuwahl ehrenamtlicher Vorstands-

mitglieder und ihrer Stellvertreter
4.	 Vorstellung der Planung „Platzge-

staltung am Mosthäuschen mit Feu-
erlöschteich und Quellfassung“

5.	 Allgemeine Aussprache 
Der Vorstand führt die Geschäfte der 
Teilnehmergemeinschaft. Er soll das 
volle Vertrauen der Teilnehmer am 
Verfahren besitzen. Wünschenswert 
ist deshalb, dass sich möglichst viele 
Teilnehmer an der Neuwahl des Vor-
standes beteiligen.

Das Amt für Ländliche Entwicklung 
Oberfranken hat die Zahl der zu wäh-
lenden Mitglieder des Vorstandes und 

deren Stellvertreter auf je 4 festgesetzt.
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer oder 
Bevollmächtigte kann somit als Mitglied 
und Stellvertreter insgesamt 8 Personen 
wählen. Sie werden auf die Dauer von 
sechs Jahren gewählt; eine Wiederwahl 
ist zulässig.
Wahlberechtigt sind nur Teilnehmer. Die 
Teilnehmer sind die Eigentümer der zum 
Verfahrensgebiet gehörenden Grund-
stücke. Erbbauberechtigte stehen den 
Eigentümern gleich (§ 10 Nr. 1 FlurbG). 
Jeder Teilnehmer hat eine Stimme. Ge-
meinschaftliche Eigentümer gelten als 
ein Teilnehmer. Gemeinschaftliche Eigen-
tümer sind nur stimmberechtigt, wenn 
von allen abwesenden Miteigentümern 
eine schriftliche Vollmacht vorliegt. 
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Wenn Ehepartner gemeinschaftliches 
Eigentum haben, brauchen diese eben-
falls eine schriftliche Vollmacht des 
abwesenden Ehepartners. Einigen sich 
gemeinschaftliche Eigentümer nicht über 
die Stimmabgabe, so müssen sie von der 
Wahl ausgeschlossen werden.

Die Vertretung durch Bevollmächtigte ist 
zulässig. Bevollmächtigte haben in der 

Versammlung eine schriftliche Vollmacht 
vorzulegen. Zu beachten ist jedoch, dass 
nach § 21 Abs. 3 FlurbG im Wahltermin je-
der Teilnehmer oder Bevollmächtigte nur 
eine Stimme hat, auch wenn er mehrere 
Teilnehmer vertritt. Teilnehmer, die nicht 
selbst in der Wahlversammlung anwe-
send sein können, werden daher zweck-
mäßig eine Person bevollmächtigen, die 
nicht selbst als Teilnehmer stimmberech-

tigt ist. Die zu wählenden Mitglieder des 
Vorstandes und ihre Stellvertreter wer-
den von den im Wahltermin anwesenden 
Teilnehmern oder Bevollmächtigten 
gewählt. Gewählt sind diejenigen, die die 
meisten Stimmen erhalten.

Bamberg, 04.09.2025

gez. Gudrun Kraus

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
Bayer. Bauordnung (BayBO)

Bauordnungsamt der Stadt Bamberg
Untere Sandstraße 34
96049 Bamberg

Für Sie zuständig:
Herr Papp
Zi. 108, Tel.Nr. 0951 / 87 - 1657
Telefax 0951 / 87 - 1914
Az.: 1401/24

Vorhaben:
Errichtung eines Antennenträgers (30 m 
Stahlgittermast) inkl. Outdoortechnik und 
Schotterzuwegung

Grundstücke:
Bamberg, Badstr.
Gemarkung Gaustadt, Flurstück-Nr. 
103/70

Bauherr:
DFMG Deutsche Funkturm GmbH
Region Süd Sigmund Anton

Baugenehmigung nach Art. 68 BayBO

1.	 Im Vollzug der Bayer. Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.08.2007 (GVBl S. 588) 
mit den jeweiligen Änderungen wird 
für das o.g. Bauvorhaben die nach Art. 

68 BayBO erforderliche
 

BAUGENEHMIGUNG
 

im Genehmigungsverfahren nach Art. 
60 BayBO auf Grundlage der beilie-
genden geprüften Bauvorlagen und 
unter den im Beiblatt aufgeführten 
Bedingungen, Auflagen und Ein-
schränkungen erteilt. 
Die mit dem Genehmigungsvermerk 
versehenen Bauvorlagen und die Bei-
lagen sind Bestandteile dieser Bauge-
nehmigung.

2.	 Nachbarn haben dem Bauvorhaben 
nicht zugestimmt. Schriftliche Einwen-
dungen sind nicht bekannt.  
Die Genehmigung wird gemäß Art. 
66 Abs. 2 Satz 4 BayBO öffentlich be-
kannt gemacht.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntga-
be Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht  
Bayreuth
Postfachanschrift:  
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth,
Hausanschrift:  
Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich.  
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d 
VwGO genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessver-
fahren vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig.

Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können im Bauordnungsamt 
der Stadt Bamberg, Untere Sandstr. 34  
(Zugang vom Leinritt), Zi. 04,
Montag – Freitag von 08.00 – 12.00 Uhr 
und nach telefonischer Vereinbarung 
eingesehen werden.
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Satzung der Stadt Bamberg
über die Ausgestaltung der Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen sowie die Pflicht 
zur Herstellung von Fahrradabstellplätzen und die Ablösung dieser Pflichten
(Stellplatzsatzung – StpS) vom 17. September 2025

Die Stadt Bamberg erlässt aufgrund 
von Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. August 
2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die 
zuletzt durch die §§ 4 und 5 des Gesetzes 
vom 25. Juli 2025 (GVBl. S. 254) geändert 
worden ist, und Art. 23 der Gemeindeord-
nung (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 
796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 
2024 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, 
folgende Satzung: 

Inhaltsübersicht:

§ 1	 Geltungsbereich
§ 2	 Zahl der notwendigen Stellplätze
§ 3	 Anforderungen an die Größe und 	
	 Beschaffenheit von Stellplätzen
§ 4	 Herstellung von Stellplätzen in der 	
	 Nähe des Baugrundstücks
§ 5	 Pflicht zur Herstellung von  
	 Fahrradabstellplätzen
§ 6	 Ergänzende Regelungen zum  
	 Stellplatznachweis
§ 7	 Ablösung der Pflichten  
	 zur Herstellung von Stellplätzen und 	
	 Fahrradabstellplätzen
§ 8	 Abweichungen
§ 9	 In-Kraft-Treten
Anlage – Zahl der notwendigen Fahr-
radabstellplätze 

§ 1
Geltungsbereich

(1)	 Diese Satzung gestaltet auf Grundla-
ge des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO die 
bauordnungsrechtlichen Nachweise 
über die Stellplätze für Kraftfahrzeu-
ge (Stellplätze) und die Abstellplätze 
für Fahrräder (Fahrradabstellplät-
ze) aus. Insbesondere dient sie 

der Regelung der Größe und Be-
schaffenheit von Stellplätzen sowie 
Fahrradabstellplätzen, der Zahl der 
notwendigen Fahrradabstellplätze, 
der Voraussetzungen für eine Ablö-
sung der Pflichten zur Herstellung 
von Stellplätzen beziehungsweise 
Fahrradabstellplätzen und der Höhe 
der Ablösungsbeträge.

(2)	 Diese Satzung gilt im gesamten Ge-
biet der kreisfreien Stadt Bamberg. 
Diese Satzung gilt nicht, soweit in 
Bebauungsplänen abweichende Re-
gelungen getroffen werden.

§ 2
Zahl der notwendigen Stellplätze

(1)	 Die Zahl der notwendigen Stellplätze 
bestimmt sich nach den Regelungen 
der Verordnung über den Bau und 
Betrieb von Garagen sowie über die 
Zahl der notwendigen Stellplätze 
(Garagen- und Stellplatzverordnung 
– GaStellV) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung.

(2)	 In Abweichung von Absatz 1 ist le-
diglich ein Stellplatz erforderlich je 
Wohnung, für die keine Bindung 
nach dem Bayerischen Wohnraum-
förderungsgesetz besteht und die 
höchstens 90 m² Wohnfläche im 
Sinne der Wohnflächenverordnung 
aufweist, soweit und solange nicht 
die GaStellV ein geringeres Stellplat-
zerfordernis für solch eine Wohnung 
vorsehen wird.

(3)	 Im Falle von Gaststätten, die neben 
einem Gastraum auch eine Frei-
schankfläche bewirtschaften, ist die 
jeweils größere Fläche (Gastfläche 
im Gastraum oder auf der Frei-
schankfläche) als Gastfläche im  

Sinne der GaStellV anzusetzen.

§ 3
Anforderungen an die Größe und Be-
schaffenheit von Stellplätzen

(1)	 Jeder Stellplatz außerhalb einer Ga-
rage hat eine Länge von 6,50 m und 
Breite von 2,30 m aufzuweisen. Es 
steht im Ermessen des Bauherrn im 
Einzelfall größere Stellplätze vorzu-
sehen. Für Einstellplätze in Garagen 
gilt die Verordnung über den Bau 
und Betrieb von Garagen sowie über 
die Zahl der notwendigen Stellplätze 
(Garagen- und Stellplatzverordnung 
– GaStellV) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung.

(2)	 Stellplätze sind so herzustellen, dass 
dauerhaft jeder einzelne Stellplatz 
unabhängig vom anderen angefah-
ren und benutzt werden kann. Park-
systeme mit Hubvorrichtung, die es 
ermöglichen, zwei Fahrzeuge überei-
nander auf einer einzigen Stellfläche 
zu parken, (sogenannte Doppelpar-
ker) sind erlaubt. 

(3)	 Stellplätze sind angemessen zu be-
festigen. Sie müssen zur Aufnahme 
von Kraftfahrzeugen mit einer zuläs-
sigen Gesamtmasse von 3,5 Tonnen 
geeignet sein.

(4)	 Die übrigen Anforderungen nach 
der Verordnung über den Bau und 
Betrieb von Garagen sowie über die 
Zahl der notwendigen Stellplätze 
(Garagen- und Stellplatzverordnung 
– GaStellV) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung bleiben ebenso unberührt 
wie die etwaigen Vorgaben aus an-
deren örtlichen Bauvorschriften und 
Bebauungsplänen.
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§ 4
Herstellung von Stellplätzen in der 
Nähe des Baugrundstücks

(1)	 Die Herstellung von Stellplätzen auf 
einem anderen Grundstück als dem 
Baugrundstück ist nur zulässig, wenn 
die Entfernung zwischen dem je-
weiligen Stellplatz auf dem anderen 
Grundstück und der den Stellplatz-
nachweis erfordernden, baulichen 
Anlage auf dem Baugrundstück 300 
m nicht überschreitet.

(2)	 Werden Stellplätze auf einem an-
deren als dem Baugrundstück her-
gestellt, so sind diese in zweifacher 
Weise dinglich zu sichern durch:

a)	 Es muss eine Grunddienstbarkeit 
zugunsten des jeweiligen Eigentü-
mers des Baugrundstücks mit dem 
Inhalt in das Grundbuch eingetragen 
werden, dass der jeweilige Eigentü-
mer des Baugrundstücks sowie die 
von diesem ermächtigten Personen 
berechtigt sind, die genau bestimm-
ten Stellplätze unter Ausschluss des 
jeweiligen Eigentümers des dienen-
den Grundstücks zum Abstellen von 
Kraftfahrzeugen zu benutzen sowie 
die Zu- und Abfahrt und die Zu- und 
Abwege zu diesen Stellplätzen ent-
sprechend mitzubenutzen.

b)	 Es muss zudem eine unentgeltliche, 
beschränkt persönliche Dienstbarkeit 
zugunsten der Stadt Bamberg mit 
dem Inhalt in das Grundbuch einge-
tragen werden, dass die unter Buch-
stabe a) genannten Stellplätze unter 
Ausschluss des jeweiligen Eigentü-
mers des dienenden Grundstücks 
zum Abstellen von Kraftfahrzeugen 
benutzt und die entsprechende Zu- 
und Abfahrt sowie die Zu- und Ab-
wege mitbenutzt werden dürfen, und 
zwar von der Stadt Bamberg und 
den von der Stadt Bamberg ermäch-
tigten Personen.

(3)	 Die Stadt Bamberg treffen dabei 
keinerlei Pflichten, insbesondere kei-
nerlei Erhaltungspflichten.

(4)	 Die vorbestellten Dienstbarkeiten er-
halten untereinander Gleichrang.

(5)	 Die Kosten der Dienstbarkeitsbestel-
lungen trägt der Bauherr.

§ 5
Pflicht zur Herstellung von Fahrradab-
stellplätzen

(1)	 Werden Anlagen errichtet, bei denen 
ein Zu- oder Abfahrtsverkehr zu 
erwarten ist, sind unbeschadet der 
vorstehend ausgestalteten Verpflich-
tung zur Herstellung von Stellplätzen 
zusätzlich Fahrradabstellplätze auf 
dem Baugrundstück herzustellen. 

(2)	 Bei Änderungen oder Nutzungsän-
derungen von Anlagen sind unbe-
schadet der vorstehenden Verpflich-
tungen Fahrradabstellplätze auf 
dem Baugrundstück herzustellen, 
wenn durch die Änderungen oder 
Nutzungsänderungen zusätzlicher 
Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwar-
ten ist. Ausgenommen sind, wenn 
sie zu Wohnzwecken erfolgen, Nut-
zungsänderungen, der Ausbau von 
Dachgeschossen und die Aufsto-
ckung von Wohngebäuden.

(3)	 Die Zahl der notwendigen Fahr-
radabstellplätze ergibt sich aus der 
Anlage zu dieser Satzung. Ist eine 
Nutzung nicht in der Anlage aufge-
führt, ist die Zahl der notwendigen 
Fahrradabstellplätze in Anlehnung 
an eine oder mehrere vergleichbare 
Nutzungen zu ermitteln.

(4)	 Jeder Fahrradabstellplatz muss eine 
Länge von mindestens 1,90 m auf-
weisen. Der technisch vorhandene 
Abstand zwischen den eingestellten 
Fahrrädern hat mindestens 0,70 m 
bei Systemen mit ausschließlich tie-
fer Radeinstellung und mindestens 
0,50 m bei Systemen mit abwech-
selnd hoch sowie tief erfolgender 
Radeinstellung zu betragen. Im Falle 
von Fahrradeinzelgaragen muss die 
passierbare lichte Weite bei mindes-
tens 0,75 m liegen.

(5)	 Fahrradabstellplätze müssen mit 
Fahrradhaltern ausgerüstet werden, 
die ein Anschließen des Fahrradrah-
mens ermöglichen. 

(6)	 Fahrradabstellplätze, die außerhalb 
von Gebäuden errichtet werden, sind 
in geeigneter Weise zu überdachen.

	
(7)	 Jeder Fahrradabstellplatz muss von 

einer ausreichenden Bewegungsflä-
che direkt zugänglich sein. Der Auf-
stellungsort der Fahrradabstellplätze 
muss von der öffentlichen Verkehrs-
fläche aus stufenlos erreichbar und 
gut zugänglich sein. Die Fahrradab-
stellplätze sollen in unmittelbarer 
Nähe des Eingangsbereichs des Vor-
habens angeordnet werden. Diese 
Vorgaben gelten auch dann, wenn 
der Bauherr einen Fahrradabstell-
platz oder mehrere Fahrradabstell-
plätze in einem gesonderten Raum 
eines Gebäudes (Fahrradabstell-
raum) errichtet. Zwischen einem Auf-
zug und dem Fahrradabstellraum, 
zwischen einer Tiefgarage und dem 
Fahrradabstellraum sowie zwischen 
einer Rampe und dem Fahrradab-
stellraum darf nur eine Tür liegen; 
hierbei muss die vor einem Fahr-
radabstellraum eingebaute Tür eine 
lichte Breite von mindestens 1.100 
Millimetern aufweisen.

(8)	 Art. 46 Abs. 2 BayBO bleibt unbe-
rührt.

§ 6
Ergänzende Regelungen zum Stell-
platznachweis

(1)	 Bei der Ermittlung der notwendigen 
Stellplätze oder Fahrradabstellplätze 
ist auf das Bauvorhaben abzustellen, 
wie es im Zeitpunkt der behördlichen 
Entscheidung beantragt, ange-
zeigt oder ansonsten der Behörde 
bekannt ist. Im Zweifelsfall hat 
der Bauherr gegenüber der Stadt 
Bamberg – Bauordnungsamt – ein 
aussagekräftiges Nutzungskonzept 
vorzulegen, das eine Ermittlung der 
Zahl der notwendigen Stellplätze 
und Fahrradabstellplätze ermöglicht. 
Bei mehreren Nutzungen innerhalb 
eines Vorhabens sind diese geson-
dert zu betrachten und die daraus 
gefolgerten Zahlen der notwendigen 
Stellplätze und Fahrradabstellplät-
ze für das gesamte Vorhaben zu 
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addieren. Ist die für ein Vorhaben 
ermittelte Zahl der notwendigen 
Stellplätze oder Fahrradabstellplätze 
zwar größer Null, aber keine natürli-
che Zahl, erfolgt eine Abrundung auf 
ganze Stellplätze beziehungsweise 
Fahrradabstellplätze.

(2)	 Die tatsächliche Herstellung der 
Stellplätze und Fahrradabstellplätze 
gemäß §§ 2 bis 5 dieser Satzung 
muss spätestens bis zur Nutzungs-
aufnahme des Vorhabens vollendet 
werden, für welches sie notwendig 
sind. Der Bauherr hat die Aufnahme 
der Nutzung dem Bauordnungsamt 
der Stadt Bamberg unverzüglich an-
zuzeigen.

(3)	 Der Bauherr hat auf Verlangen der 
Stadt Bamberg zu jedem Zeitpunkt 
den Fortbestand der tatsächlich her-
gestellten Stellplätze und Fahrradab-
stellplätze in ihrer notwendigen Zahl 
und Beschaffenheit nachzuweisen 
(Stellplatznachweis). Bestehende 
Stellplätze und Fahrradabstellplätze 
werden nicht zu Zwecken des Stell-
platznachweises für ein Vorhaben 
anerkannt, solange und soweit sie 
noch dem Stellplatznachweis für ein 
anderes Vorhaben dienen. 

 
§ 7
Ablösung der Pflichten zur Herstellung 
von Stellplätzen und Fahrradabstell-
plätzen

(1)	 Die Pflicht zur Herstellung von 
Stellplätzen und die Pflicht zur Her-
stellung von Fahrradabstellplätzen 
können auf begründeten Antrag 
des Bauherrn durch die Übernah-
me der Kosten für die Herstellung 
der Stellplätze beziehungsweise 
Fahrradabstellplätze durch den 
Bauherrn gegenüber der Gemeinde 
auf Grundlage eines Ablösevertrags 
erfüllt werden. Die teilweise Ablösung 
der Pflichten ist zulässig. Ein Rechts-
anspruch auf einen Ablösevertrag 
besteht nicht.

(2)	 Der Ablösungsbetrag für einen Stell-
platz beträgt im gesamten Stadtge-
biet 12.400,00 Euro.

(3)	 Der Ablösungsbetrag für einen Fahr-
radabstellplatz beträgt im gesamten 
Stadtgebiet 700,00 Euro.

(4)	 Sofern der Ablösungsbetrag nicht 
schon vor Erteilung der Bauge-
nehmigung bezahlt wird, ist vom 
Bauherren spätestens Zug um Zug 
mit der Erteilung der Baugenehmi-
gung eine Sicherheit in Höhe des 
Ablösungsbetrags zu stellen. Die Si-
cherheit erfolgt in Form einer selbst-
schuldnerischen Bürgschaft eines im 
Europäischen Wirtschaftsraum zu-
gelassenen Kreditinstituts, Kreditver-
sicherers oder Kautionsversicherers. 
Dabei hat der Bürge auf die Einrede 
der Vorausklage (§ 771 BGB) so-
wie, soweit nicht unbestrittene oder 
rechtskräftig festgestellte Gegenfor-
derungen des Bauherren gegen die 
Stadt bestehen, auf die Einreden der 
Anfechtbarkeit und Aufrechenbarkeit 
(§ 770 BGB) zu verzichten.

(5)	 Die Stellplatzablösung wird grund-
sätzlich mit der Erteilung der Bau-
genehmigung zur Zahlung fällig. 
Eingelegte Rechtsbehelfe gegen das 
Bauvorhaben berühren diese Zah-
lungspflicht nicht. Der Ablösungsbe-
trag wird abweichend von Satz 1 im 
Falle der Vorlage einer Sicherheit ge-
mäß Abs. 4 zwei Wochen nach dem 
Tag der Aufnahme der Nutzung des 
durchgeführten Vorhabens zur Zah-
lung fällig. Danach kommt der Bau-
herr bei Nichtleistung ohne Mahnung 
in Verzug und hat die gesetzlichen 
Verzugszinsen zu zahlen.

(6)	 Die Ablösungsbeträge sind gemäß 
der Bayerischen Bauordnung von 
der Stadt Bamberg zweckgebunden 
für die Herstellung zusätzlicher oder 
die Instandhaltung, die Instand-
setzung oder die Modernisierung 
bestehender Parkeinrichtungen 
einschließlich der Ausstattung mit 
Elektroladestationen, für den Bau 
und die Einrichtung von innerörtli-
chen Radverkehrsanlagen, für die 
Schaffung von öffentlichen Fahr-
radabstellplätzen und gemeindlichen 
Mietfahrradanlagen einschließlich 
der Ausstattung mit Elektroladestati-
onen oder für sonstige Maßnahmen 

zur Entlastung der Straßen vom ru-
henden Verkehr einschließlich inves-
tiver Maßnahmen des öffentlichen 
Personennahverkehrs zu verwenden.

(7)	 Die mit den Ablösungsbeträgen ge-
gebenenfalls hergestellten Stellplät-
ze und Fahrradabstellplätze stehen 
zur allgemeinen Nutzung zur Verfü-
gung. Der Bauherr erwirbt mit der 
Zahlung des Ablösungsbetrages kei-
nen Anspruch auf bestimmte Stell-
plätze oder Fahrradabstellplätze.

(8)	 Abgelöste Stellplätze und Fahr-
radabstellplätze gelten als herge-
stellt; die Stadt Bamberg rechnet 
abgelöste Stellplätze und Fahr-
radabstellplätze auf zukünftige Bau-
vorhaben auf dem Grundstück an.

§ 8
Abweichungen

Die Stadt Bamberg kann nach Maßgabe 
des Art. 63 BayBO Abweichungen von 
Regelungen dieser Satzung zulassen. 
Sie erhebt hierfür Gebühren nach dem 
Kostengesetz in Verbindung mit dem 
Kostenverzeichnis in der jeweils gültigen 
Fassung.

§ 9
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 30. September 
2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt jedwede 
am 29. September 2025 wirksame Stell-
platzsatzung der Stadt Bamberg außer 
Kraft.

Bamberg, den 17.09.2025
STADT BAMBERG

Andreas Starke
Oberbürgermeister
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Anlage – Zahl der notwendigen Fahrradabstellplätze: 
 
 
Nr.  Verkehrsquelle Zahl der notwendigen 

Fahrradabstellplätze 
1. Wohngebäude  
1.1 Gebäude mit Wohnungen 1 Fahrradabstellplatz je 40 m² 

Wohnfläche im Sinne der 
Wohnflächenverordnung 

1.2 Kinder-, Schüler- und 
Jugendwohnheime 

1 Fahrradabstellplatz je Bett 

1.3 Studentenwohnheime 1 Fahrradabstellplatz je Bett 
1.4 Schwestern-/ Pflegerwohnheime, 

Arbeitnehmerwohnheime u. ä 
1 Fahrradabstellplatz je Bett 

1.5 Altenwohnheime, Altenheime, 
Langzeit- und 
Kurzzeitpflegeheime, 
Tagespflegeeinrichtungen u. ä. 

1 Fahrradabstellplatz je 5 Betten 
bzw. Pflegeplätze, jedoch 
mindestens 3 
Fahrradabstellplätze 

1.6 Obdachlosenheime, 
Gemeinschaftsunterkünfte für 
Leistungsberechtigte nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 

1 Fahrradabstellplatz je 3 Betten 

2. Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 
und Praxisräumen 

 

2.1 Büro- und Verwaltungsräume 
allgemein 

1 Fahrradabstellplatz je 100 m² 
Nutzungsfläche nach DIN 277 

2.2 Räume mit erheblichem 
Besucherverkehr (Schalter-, 
Abfertigungs- oder 
Beratungsräume, Arztpraxen und 
dergleichen) 

1 Fahrradabstellplatz je 50 m² 
Nutzungsfläche nach DIN 277, 
jedoch mindestens 2 
Fahrradabstellplätze 

3. Verkaufsstätten  
3.1 Läden 1 Fahrradabstellplatz je 25 m² 

Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr, jedoch 
mindestens 2 
Fahrradabstellplätze 

3.2 Waren- und Geschäftshäuser 
(einschließlich Einkaufszentren, 
großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben) 

1 Fahrradabstellplatz je 100 m² 
Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr 
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4. Versammlungsstätten (außer 
Sportstätten), Kirchen 

 

4.1 Versammlungsstätten von 
überörtlicher Bedeutung (z. B. 
Theater, Konzerthäuser, 
Mehrzweckhallen) 

1 Fahrradabstellplatz je 20 
Sitzplätze 

4.2 Sonstige Versammlungsstätten 
(z. B. Lichtspieltheater, 
Schulaulen, Vortragssäle) 

1 Fahrradabstellplatz je 10 
Sitzplätze 

4.3 Kirchen 1 Fahrradabstellplatz je 10 
Sitzplätze 

5. Sportstätten  
5.1 Sportplätze ohne Besucherplätze 

(z. B. Trainingsplätze) 
1 Fahrradabstellplatz je 75 m² 
Sportfläche 

5.2 Sportplätze und Sportstadien mit 
Besucherplätzen 

1 Fahrradabstellplatz je 75 m² 
Sportfläche, zusätzlich 1 
Fahrradabstellplatz je 15 
Besucherplätze 

5.3 Turn- und Sporthallen ohne 
Besucherplätze 

1 Fahrradabstellplatz je 20 m² 
Hallenflächen 

5.4 Turn- und Sporthallen mit 
Besucherplätzen 

1 Fahrradabstellplatz je 20 m² 
Hallenflächen, zusätzlich 1 
Fahrradabstellplatz je 15 
Besucherplätze 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Fahrradabstellplatz je 300 m² 
Grundstücksfläche 

5.6 Hallenbäder ohne Besucherplätze 1 Fahrradabstellplatz je 10 
Kleiderablagen, jedoch 
mindestens 20 
Fahrradabstellplätze 

5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen 1 Fahrradabstellplatz je 10 
Kleiderablagen, zusätzlich 1 
Fahrradabstellplatz je 15 
Besucherplätze 

5.8 Tennisplätze, Squashanlagen o. ä. 
ohne Besucherplätze 

1 Fahrradabstellplatz je Spielfeld 

5.9 Tennisplätze, Squashanlagen o. ä. 
mit Besucherplätzen 

1 Fahrradabstellplatz je Spielfeld, 
zusätzlich 1 Fahrradabstellplatz je 
15 Besucherplätze 

5.10 Minigolfplätze 5 Fahrradabstellplätze je 
Minigolfanlage 
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5.11 Kegel- und Bowlingbahnen 0,5 Fahrradabstellplätze je Kegel- 
oder Bowlingbahn 

5.12 Bootshäuser und 
Bootsliegeplätze 

1 Fahrradabstellplatz je 5 Boote 

5.13 Fitnesscenter 1 Fahrradabstellplatz je 40 m² 
Sportfläche 

6. Gaststätten und 
Beherbergungsbetriebe 

 

6.1 Gaststätten 1 Fahrradabstellplatz je 10 m² 
Gastfläche, jedoch mindestens 2 
Fahrradabstellplätze 

6.2 Spiel- und Automatenhallen, 
Billard-Salons, sonstige 
Vergnügungsstätten 

1 Fahrradabstellplatz je 60 m² 
Nutzungsfläche nach DIN 277, 
jedoch mindestens 3 
Fahrradabstellplätze 

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und 
andere Beherbergungsbetriebe 

1 Fahrradabstellplatz je 20 
Betten; bei Restaurationsbetrieb 
Zuschlag nach 6.1 

6.4 Jugendherbergen 1 Fahrradabstellplatz je 5 Betten 
7. Krankenanstalten  
7.1 Krankenanstalten von 

überörtlicher Bedeutung 
1 Fahrradabstellplatz je 10 Betten 

7.2 Krankenanstalten von örtlicher 
Bedeutung 

1 Fahrradabstellplatz je 10 Betten 

7.3 Sanatorien, Kuranstalten, 
Anstalten für langfristig Kranke 

1 Fahrradabstellplatz je 10 Betten 

7.4 Ambulanzen 1 Fahrradabstellplatz je 45 m² 
Nutzungsfläche nach DIN 277, 
jedoch mindestens 2 
Fahrradabstellplätze 

8. Schulen, Einrichtungen der 
Jugendförderung 

 

8.1 Schulen, Berufsschulen, 
Berufsfachschulen 

5 Fahrradabstellplätze je Klasse 
bis Jahrgangsstufe 4; 10 
Fahrradabstellplätze je Klasse ab 
Jahrgangsstufe 4 

8.2 Hochschulen 1 Fahrradabstellplatz je 2 
Studierende 

8.3 Tageseinrichtungen für mehr als 
12 Kinder 

1 Fahrradabstellplatz je 5 Kinder, 
jedoch mindestens 3 
Fahrradabstellplätze 
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8.4 Tageseinrichtungen bis zu 12 
Kinder 

3 Fahrradabstellplätze 

8.5 Jugendfreizeitheime und 
dergleichen 

1 Fahrradabstellplatz je 5 
Besucherplätze 

8.6 Berufsbildungswerke, 
Ausbildungswerkstätten und 
dergleichen 

1 Fahrradabstellplatz je 3 
Auszubildende 

9. Gewerbliche Anlagen  
9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Fahrradabstellplatz je 250 m² 

Nutzungsfläche nach DIN 277, 
jedoch mindestens 2 
Fahrradabstellplätze 

9.2 Lagerräume, -plätze, 
Ausstellungs-, Verkaufsplätze 

1 Fahrradabstellplatz je 1.000 m² 
Nutzungsfläche nach DIN 277 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 0,2 Fahrradabstellplätze je 
Wartungs- oder  
Reparaturstand 

9.4 Tankstellen ― 
9.5 Automatische Kfz-Waschanlagen ― 
10. Verschiedenes  
10.1 Kleingartenanlagen 1 Fahrradabstellplatz je 10 

Kleingärten 
10.2 Friedhöfe 1 Fahrradabstellplatz je 500 m² 

Grundstücksfläche, jedoch 
mindestens 10 
Fahrradabstellplätze 

 
 
 
 
 
Bamberg, den 17.09.2025 
STADT BAMBERG 
 
 
Andreas Starke 
Oberbürgermeister 
 
 

Bamberg, den 17.09.2025
STADT BAMBERG

Andreas Starke
Oberbürgermeister
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Freiwilliger Wehrdienst; 
Übermittlung von Daten 
an das Bundesamt für 
Wehrverwaltung 

Zum 1. Juli 2011 ist die allgemeine Wehr-
pflicht, soweit kein Spannungs- oder 
Verteidigungsfall vorliegt, ausgesetzt und 
in einen freiwilligen Wehrdienst überge-
leitet worden. Frauen und Männer, die 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes 
sind, können sich nach § 58b Soldaten-
gesetz verpflichten, freiwillig Wehrdienst 
zu leisten.  
Damit das Bundesamt für Wehrverwal-
tung die Möglichkeit hat, über den frei-
willigen Wehrdienst zu informieren, über-
mittelt die Meldebehörde jährlich zum 31. 
März folgende Daten von Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden, an das 
Bundesamt für Wehrverwaltung: 

Familienname, Vornamen und gegen-
wärtige Anschrift 

Betroffene haben das Recht der Da-
tenübermittlung zu widersprechen. Der 
Widerspruch ist an keine Voraussetzung 
gebunden und braucht nicht begründet 
zu werden. Er kann bei der Stadt Bam-
berg im Rathaus am ZOB, Promenade-
straße 2 a, 96047 Bamberg, im Einwoh-
nermeldeamt oder in der lnfothek im 
Erdgeschoss, eingelegt werden. 

Falls der Datenübermittlung nicht wider-
sprochen wurde, wird die Meldebehörde 
die genannten Daten weitergeben. 

Bamberg, den 01.10.2025 

Stadt Bamberg 
Einwohnermeldeamt
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